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d Die Abrüſtungsfrage
da Die Genfer Konferenz

genwart m letzten Tage dieſes Monats tritt die vorbereitende
recht zahlt ingskonferenz in Genf zuſammen. Daß ſie vor dem

en. eitskomite tagt, iſt als Erfolg deutſcher Bemühun
Montag de bewerten. Die ranzöſtſche Theſe ging dahin, erſt die
lung 4 eit zu erörtern, ehe man an die Abrüſtung ernſtlich
Bericht dürfe. Der Grund für dieſes Verhalten liegt klar

Da an eine wirkliche Garantie im Sinne der
ſen gar nicht zu denken iſt, denn ihre weitgehendensgrWenn e laſſen ſich nicht erfüllen, würde das nichts anderes

gabe ver z Verſchiebung jedes ehrlichen Verſuches mit einer
Dr. Schte iderung der Heereslaſten ernſt zu machen, auf St.
ſie ihn an rlein bedeuten. Herr Pertinax iſt auch reichlich un

n darüber, daß nun alles anders laufen ſoll, als er
ine Freunde der Weltgeſchichte vorgeſchrieben haben.
t ernſtliche Befürchtungen, daß man nun an die Er

des Verſailler Vertrages, auf den gerade er ſich
i beruft, herantreten könnte. Jhm mißfällt gründlich
hafte Bewegung, die rings in der Welt gerade für
brüſtung eingeſetzt hat. Trotzdem wäre es falſch,
herſchwänglichen Hoffnungen hinzugeben. Die Sabo
werden ihr äußerſtes tun, um jeden General in
Stellung zu erhalten und den Heereslieferanten ihre
nſte ungeſchmälert zu belaſſen. Aber auf die Dauer
ſie ihr Werk nicht fortſetzen. Die Weltmeinung
zu laut und dringend, daß nun endlich die eigent
Hefahr für den Weltfrieden, die klirrende Rüſtung

5 in Mindeſtmaß zurückgeführt wird. Nur ganz all
ter Höh h werden ſich Fortſchritte anbahnen, und die Ge
iedsfele her Zeitgenoſſen wird noch auf manche harte Prove
ruppe ind N. werden, aber wir können wenigſtens überzeugt ſein,
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n m ſie Entwicklung unaufhaltſam ihren Weg nimmt.
igende derder W Ser Kampf in England
ettel n ruſtung iſt der Arbeiterpartei immer Herzensſache
rüchund in. Darin unterſcheidet ſie ſich von den franzöſiſchen
en, in den iſten, die den Begriff der Landesverteidigung reich
nden, ſein eit ausgedehnt haben und von manchen anderen
Slaatsfom en der Jnternationalen, die auch nicht recht bei der

n dem S ſind. Etwas ſeltſamer berührt es ſchon, wenn die
om Zeicheſl h len, die früher die größten Heißſporne in der Außen
(teBilterſch i waren, ſich nun, und ausgerechnet unter Führung

Georges für den gleichen Gedanken begeiſtern. Ob
timmungswandel vorliegt oder nur wahltaktiſche Er
igen den Ausſchlag geben, wird ſich mit unbedingter
heit nie ſagen laſſen. Jm Endergebnis iſt es auch
jültig. Nachdem die Partei ſo leidenſchaftlich dieſe
rung erhoben hat, wird ſie ſie nie wieder verleugnen
n. Bei den Konſervativen gibt es keine Einheitsfront.
er wie Lord Robert Cecil; der dieſer Forderung
Miniſteramt zum Opfer gebracht hat, ſtehen nicht
izelt da. Zwiſchen ihnen und den Diehards unter
ing Churchills gibt es zahlreiche Spielarten. Wir
ja jetzt aus den Enthüllungen Cecils, daß ſelbſt
m konſervativen Kabinett keine völlige Uebereinſtim
herrſchte, als es ſich um die Abrüſtung zur See

ilte. Seine eigenen wohlmeinenden Abſichten wurden
Churchill und die Admiralität durchkreuzt. Das wurde

rund ſeines Rücktritts. Die Regierung hat zweifellos
vankt, iſt aber zuletzt der Marine unterlegen. Nun
der Kampf ein. Der erſte Erfolg iſt bereits zu verzeich
Baldwin hat auf zwei von den drei vorgeſehenen

erneubauten für das Jahr 1928 verzichtet Vielleicht,
e Oppoſition etwas den Wind aus den Segeln zu

Wen, vielleicht aber auch, und das hat zweifellos mit
öchen, aus außenpolitiſchen Erwägungen, Japan, das
in ſchweren Finanznöten vefindet, drückt in London,

Amerika hat ſein Programm klar genug umriſſen und
irch die Drohung mit gewaltigen Neubauten verſtärkt.

aber GroßBritannien zur See Zugeſtändniſſe machen
kann man wohl mit Sicherheit darauf rechnen, daß

l Lande, wo es wirkliches Intereſſe an der Verminde
M der Heere hat, ſeinen Willen in Genf ſtärker betonen

nhlüth, Halt

Delitzſch

Die velgiſche Kriſe
Das große Koalitionskabinett Jaſpar mußte zurück

weil die vier ſozialiſtiſchen Miniſter in der Frage
Militärdienſtzeit Forderungen aufſtellten, die namenk
dem Kriegsminiſter Grafen Broequeville, wahrſcheinlich
auch Jaſpar ſelbſt unannehmbar erſcheinen. Es iſt in

hen als Phönix aus der Aſche erſtiegen und hat ſtatt
Sozialiſten, die chriſtlichen Demokraten hineingenommen.

einem Bericht der Berliner Börſenzeitung handelt
ch aber nicht nur um die Herabſetzung der Dienſtzeit auf

Monate, ſondern um eine Frage von weit größerer
J utung. Jm Jahre 1920 hat Belgien ſein Militär

nis mit Frankreich geſchloſſen, das für das kleine Land
bezu ungeheuerliche Verpflichtungen mit ſich brachte.

fentlich das völlige Befeſtigungsnetz an der deutſchen
holländiſchen Grenze verſchlingt Unſummen, wozu noch

vergeßt es nicht!
Werbet Mitglieder,

ſendet Werbeanſchriften ein.
e S

von ſelbſt eine gewiſſe feindſelige Haltung gegen beide
Staaten als Folge kommt. Dieſe geheimen Abſprachen, die
weder den Parlamenten, noch dem Völkerbunde mitgeteilt
worden ſind, ſollen den eigentlichen Grund zu dem Konflikt
bilden. Vorläufig wird ja wohl die neue Regierung auf
den Vereinbarungen beſtehen bleiben müſſen. Das große
Wahljahr 1928 wird aber auch die belgiſche Nation zur
Urne rufen, und es bleibt abzuwarten, wie es ſich entſchei
det, wenn dieſe Frage in den Mittelpunkt geſtellt werden
wird

Franzöſiſcher Auftakt.
Wenige Tage vor Genf hat die franzöſiſche Kammer

eine Militärdebatte gehabt. Sie iſt ſo ausgefallen, wie man
erwarten mußte. Die Regierung wurde aufgefordert, nun
mit dem Bau der Befeſtigungen an der deutſchen und
italieniſchen Grenze, die ſchon in der großen Vorlage be
ſchloſſen worden ſind, zu beginnen. So ſchwach der Etat
auch ſonſt iſt, die Mittel dafür ſtehen zur Verfügung,
wobei man eben, wie es auch in manchen anderen Ländern
geſchieht, Abſtriche dort vornimmt, wo ſie am wenigſten
zu tragen ſind. Man ſoll ſich über die Stimmung in
Frankreich nicht täuſchen, auch die Sozialiſten ſind dort
wenigſtens zum Teil unbedingte Anhänger einer übertrie-
venen Sicherheit vhne zu berückſtchtigen, daß das ewige
Klirren mit den Waffen die meiſten Kriege erſt herbeige
führt hat. Für Genf iſt das kein günſtiges Vorzeichen,
wie wir überhaupt mit franzöſiſchem Uebelwollen dort
rechnen müſſen. Nur allmählich kann ſich ein Umſchwung
vorbereiten. Der Weg iſt nicht derſelbe wie ſonſt. Nicht
die Abrüſtung führt zur Verſtändigung, ſondern umgekehrt
muß die Verſtändigung vorangehen. Ergeben die Mai-
wahlen eine ſtärkere Mehrheit für eine Ausſöhnung, ſo wird
vielleicht auch allmählich, namentlich, wenn die Finanzen
ein gewichtiges Wort mitreden, die Bereitſchaft, die Prä
ambel zu Teil 5 des Verſailler Vertrages zu erfüllen,
ſtärker werden,

Sitwinows Sendung
Daß ſich die Ruſſen an der Genfer Konferenz beteili

gen wollten, bildete die erſte internaktonale Ueberraſchung,
die zweite iſt die Wahl Litwinows zum Führer der Ab
ordnung. Wenn man einen Mann von ſeinem Rang an den
Lac Leman ſchickt, ſo hat man irgendwelche Abſichten, die
ſich auswirken müſſen. Zweifellos gehört zu ſeinen Aufgaben,
die abgeriſſenen diplomatiſchen Beziehungen mit London
dort wieder zu knüpfen, was ſich gerade in dem Betriebe
der Rouſſeauſtadt am leichteſten bewerkſtelligen läßt. Aber
das iſt ſicher nicht der einzige Grund für ſeine Entſendung.
Offiziöſe Verlautbarungen haben keine Unklarheit dar
über gelaſſen, daß ſie die Abrüſtung ernſthaft betreiben
wollen. Sie kommen mit einem fertig ausgearbeiteten
Programm, das eine etappenweiſe Regelung der Fragen
vorſieht. Auch ſie wiſſen ſehr wohl, daß man alte Boll
werke nicht im Sturm nehmen kann und beſchränken ſich
zunächſt darauf, einige Breſchen zu ſchlagen. Dabei hat
Litwinow ſelbſt mit erfreulicher Schärfe ausgeſprochen, daß
er jedem Verſchleppungsverſuch mit allen Mitteln begeg-
nen würde, und er hat alle, die guten Willens ſind, auf
gefordert, mit ihm eine Einheitsfront zu bilden. Das ge
ſchieht natürlich nicht nur aus Jdealismus, ſondern ein
mal, weil die zerrütteten Finanzen der Sowjets, die die
militäriſchen Laſten nicht mehr tragen können, ſodann,
weil der Ring ſich im Norden immer enger ſchließt. Trotz
dem bleibt das Vorgehen der Ruſſen erfreulich. Haben
ſie einen Erfolg, ſo iſt das unbedingt zu begrüßen, haben
ſie keinen, ſo werden die Saboteure wenigſtens einmal reſtlos
demaskiert.

Das Schulgeſetz.
Für die Regierungskogalition iſt das Schulgeſetz zum

Prüfſtein ihrer Fähigkeiten geworden. Dahinter tritt alles
andere zurück. Die Beſoldungsreform wird ja nun wohl
in irgendeiner Form verabſchiedet werden, während man
das Liquidationsſchädengeſetz höchſt wahrſcheinlich dem näch
ſten Reichstag überläßt. An eine Erledigung des Straf
geſetzbuches iſt nicht mehr zu denken. Man iſt in der Kom
miſſion ungefähr bei 8 50 angelangt und hat noch ſo viele
Probleme zu löſen, daß beſtimmt darüber Sommer und
Winter vergehen werden. Ob die Arbeit, die jetzt geleiſtet
wird verloren iſt, läßt ſich nicht ſagen. Man kann nur

hoffen, daß die Volksvertretung im nächſten oder über
nächſten Jahre dann umſo raſcher über die einzelnen Ka
pitel eine Verſtändigung erzielen kann. Kritiſch liegen die
Dinge beim Schulgeſetz. Die Beſchlüſſe der Deutſchen Volks
partei in Braunſchweig ſtellen ein Kompromiß dar zwiſchen
dem rechten und dem linken Flügel. Viel anzufangen i
mit ihnen nicht, und das entſprach wohl auch der Abſicht,
Man wollte ſich volle Bewegungsfreiheit wahren und dis
Karten nicht vorzeitig auf den Tiſch legen. Wenn von
einer Einigung mit den anderen Parteien ſchon die Rede
iſt, ſo dürfte das kaum zutreffen. Man beurteilt häufig
in der Oeffentlichkeit die Verhältniſſe falſch. Das Zentrum
möchte gern das Geſetz unter Dach und Fach bringen und
iſt zu erheblichen Zugeſtändniſſen geneigt in der klaren
Erkenntnis, daß es nach den Wahlen keine größeren Er
folge in dieſer Frage einheimſen kann. Es wird allerdings
durch die Rückſicht auf die bayeriſche Volkspartei gelähmt,
die weſentlich ſtarrer iſt. Die größten Schwierigkeiten liegen
aber bei den Deutſchnationalen. Vor allem, weil Keudell
ſtarr an ſeinem Entwurf feſthält und man ihn nicht preis
geben möchte. Das hat ſich auch bei dem entſcheidenden
s A4 gezeigt, der die Schularten regelt. Die Deutſchnationalen
haben gegen das Zentrum die ſchärfere Form durchgeſetzt.
Auf der anderen Seite darf nicht verkannt werden, daß die
Deutſche Volkspartei weder das Geſetz noch eine Kriſe will
und daher ſich durchzutaſten verſucht. Die Deutſchnationalen
aber haben kein Intereſſe an einer baldigen Verabſchiedung.
Ob das Geſetz angenommen oder abgelehnt wird, die Ab-
ſtimmung bedeutet das Ende der Koalition, das gerade die
Freunde des Herrn von Keudell ſolange als möglich hin
ausziehen wollen.

Die deutſchen Städte
Der Reichsbankpräſident hat in Bochum ganz beſon-

ders die Kommunalverwaltungen aufs Korn genommen und
ihnen übertriebenen Luxus vorgeworfen Nach ſeinen Dar
legungen wären die Anleihen entweder überhaupt nicht
vder nicht in dieſem Umfange notwendig geweſen, wenn
die deutſchen Städte etwas mehr Beſchränkung hätten an
den Tag gelegt, Nun ſetzen ſie ſich zur Wehr und weiſen
in Artikeln und Denkſchriften nach, daß dieſe Behauptungen
nicht zutreffen. Jhr Anleihebedarf betrage überhaupt nur
100 unſerer geſamten Auslandsverſchuldung. Auch ſeien
für Sport und andere Erforderniſſe nur ein Bruchteib
dieſer Anleihen verwendet worden. Alles andere habe pro
duktiven Einrichtungen gedient. Bedingt ſeien aber auch
dieſe Ausgaben durch die Erwerbsloſenfürſorge und die
notwendige Ertüchtigung der deutſchen Jugend. Sicher hat
Dr. Schacht zu ſtark verallgemeinert und iſt über das
Ziel hinausgeſchoſſen. Aber etwas bleibt davon ſchon übrig
Wir haben gerade in dieſen Tagen das Vorkommnis in
Eiſenach, wo die thüringiſche Regierung die beiden letzten
Etats beanſtanden mußte. Aehnliche Fälle haben ſich auch
ſonſt ereignet. Sicherlich ſind die Städte in ſchwieriger
Lage und man kann ihnen viel zugeſtehen. Aber vorbild-
lich ſind durchaus nicht alle. Gerade weil ſie ſo ſtark an
gegriffen werden, müſſen ſie doppelt vorſichtig in der Be
willigung von Ausgaben ſein. Und da hat man doch den
Eindruck, daß etwas reichlich Parteipolitik getrieben wird.
Manches konnte geſtrichen werden, wenn man nicht gerade
darauf Rückſicht genommen hätte. Parteipolitik gehört nicht
zu den Obliegenheiten der Kommunen und hat ſich als eine

Lähmung erwieſen. R. Mah.

Stärkt die Demokratie!
Wer dem Vaterlande nützen will,

für Einigkeit, Recht und Freiheit eintritt,
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.
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Hellpach zum Reichsſchulgeſetz.
Wie die „Preußiſche Lehrerzeitung“ berichtet, ſprach in

Kaſſel in einer großen, ſtark beſuchten Verſammlung, veran
ſtaltet von der „Pädagogiſchen Arbeitsgemeinſchaft“, der Lehrer

aller Schularten angehören, und von dem „Arbeitskreis zur
Erneuerung des evangeliſchen Gemeindelebens“, der Staats
präſident a. D. Aniverſitätsprofeſſor Dr. Hellpaſch über das
Thema Kultur und Religion Er führte etwa folgen
des aus Der Kampf um das Reichsſchulgeſetz wird nur dann
zu einer ausgleichenden Löſung führen, wenn wir auf die grund
ſätzlichſten Grundlagen zurüchgehen und uns nicht durch Schlag
worte den klaren Blick trüben laſſen. Von Kultur ſpricht man,
wenn das geſamte Leben unter einen alles beherrſchenden
geiſtigen Wert geſtellt wird (z. B. Jſlam, das Chriſtentum im
Mittelalter). Der beherrſchende Wert braucht nicht immer ein
religiöſer zu ſein. Es gibt auch wiſſenſchaftliche, künſtleriſche
politiſche Kulturen. Man konſtruiert vorwiegend nur bei
uns in Deutſchland einen Gegenſatz zwiſchen Kultur und
Ziviliſation. Unter Ziviliſation verſteht man die Geſamtheit
der menſchlichen Lebensformen, durch welche Naturſchätze und
-kräfte der menſchlichen Lebensführung dienſtbhar gemacht wer
den Heute haben wir zwar eine hohe Ziviliſation, aber eine
zerbröckelte Kultur Bezüglich des Problems „Wie kommt es,
daß ganze Völker ihre geſamte Lebensführung unter eine große
geiſtige Jdee ſtellen finden wir in der Wiſſenſchaft 4 Anſich
ten die heroiſſche, nach der Kultüren durch einzelne Helden
geſchaffen werden, die marxiſtiſche, die in allem, was wir
Kultur nennen, nichts als eine Wirkung, einen Ueberbau der
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſieht, die Anſicht Lamprechts,
der in den Kulturen Lebensabſchnitte, Entwickelungsſtufen der
Völker erkennt, und die Anſicht Spenglers, nach der die
Kulturen Erſcheinungen ſind, die nach einem unerforſchlichen,
geheimnisvollen Geſetz hervorgehen, ihre Blütezeit erreichen
und dann nach etwa 1000jährigem Beſtehen untergehen. Der
Redner wendet ſich dann beſonders den beiden letzten Auffaſ
ſungen zu und lehnt die von Spengler, die keine wirkliche Ent
wicklung anerkennt, ab. Wir befinden uns heute in einer ganz
andern Lage als die Menſchen vor 1000 und noch vor 400
Jahren. Damals war das Chriſtentum der geiſtige Wert. Von
1700 beginnt ein neuer Kulturabſchnitt, in dem die Geiſtes
menſchen den Verſtand als höchſten Lebenswert anerkennen
die Zeit der Aufklärung. Wenn es auch ſcheint, als ob mit
Beginn unſeres Jahrhunderts ein neues Zeitalter heraufzieht,
das die Werte des Erlebens, des Schauens in den Mittelpunkt
rückt, ſo muß doch geſagt werden, daß die Kultur des Verſtan
des noch nicht zu Ende iſt, daß ſte vielmehr immer mehr unſer
Leben durchdringen will. Doch vermag die geiſtige Macht die
ſer Kultur nicht ſo auf alle Menſchen zu wirken wie etwa das
Chriſtentum im Mittelalter; daher die großen Gegenſätzlich
keiten heute. Während in Frankreich der Bruch zwiſchen ihnen
glatt vollzogen iſt, iſt er bei uns zackig, zerſplittert. Man denke
nur an den Proteſtantismus von ſeiner äußerſten Rechten bis
zur äußerſten Linken. Wie kann der Staat bei dieſer Lage,
wo Relegionskultur gegen Aufklärungskultur ſteht, wo ein
Feiſtiger Wert dem alle Menſchen ſich unterwerfen fehlt prat- ſia Hälfte

tiſche Kulturpflege treiben, ohne Partei zu ergreifen Das iſt Und Stadtverwaltungen berufen werden. Er ſoll ein Vetorecht
eine ungeheure Miſere der deutſchen Kulturpolitik. Wir haben
in Deutſchland in kultureller Beziehung drei Lager, die mit den
Worten gekennzeichnet ſind Chriſtentum, vernunftgemäße Hu
manität, Volkstum. Dieſe ſehen die Löſung der Frage in der
chriſtlich-konfeſſionellen, in der weltlichen,
aufklärenden oder in der deutſchen Schule. Jſt da
nun eine Gemeinſchaftsſchule überhaupt möglich Die Kon
feſſionsſchule hat ihre Vorzüge. Ob aber die religiöſe Ent
wicklung wirklich ſo groß iſt? Alle die Menſchen von heute, die
kirchlich gleichgültig oder gar feindlich eingeſtellt ſind, gingen
durch Konfeſſionsſchulen. Man kann nicht ſagen, daß die Katho
liken, die aus den badiſchen Simultanſchulen hervorgegangen
ſind, weniger Treue und Glauben zeigten als andere. Die häus
liche Atmoſphäre iſt viel einflußreicher als die Schule. Selbſt
wenn man der Schule die große Macht zuſchreiben würde, reli
giös zu erziehen, ſo beſtehen doch die Glaubensſpaltungen, und
wir werden neben weltlichen Schulen niemals chriſtliche,
ſondern ſtets evangeliſche und katholäſche finden.
Zwar ſind Beſtrebungen im Gange, die konfeſſionellen Gegen
ſätze zu überbrücken (Stockholm, Lauſanne). Auch würden die
religiöſen Stoffe, die mit der feſtlichen Hälfte des Kirchenjahres
in Zuſammenhang ſtehen, kaum eine unterſchiedliche Behandlung

erfahren müſſen, und doch würde man auf ſtarken Widerſtand
ſtoßen bei einem Vorſchlag auf gemeinſamen Religionsunter
richt. Eine große Frage tritt an uns heran, ob die Menſchheit
von heute überhaupt noch in der Lage iſt, ſich vom Religiöſen
ſtändig begleiten zu laſſen. Es iſt eine pädagogiſche Ungeſchick
lichkeit, unſere Jugend ſoviel mit Religion zu verfolgen.

Ueberall zeigt ſich das Streben, zu höheren geiſtigen Wer
ten zu kommen. Darum dürfen jetzt die Lager nicht ausein
ander geriſſen werden. Es wäre ein großer weltgeſchichtlicher
Fehler, jetzt die Trennung der Schulen vorzunehmen und auf
die Simultanſchule zu verzichten; denn man würde Gott hal
bieren in einen evangeliſchen und katholiſchen und die Welt in
eine humanitäre und eine nationale. Religiöſe Kultur im
Sinne des Mittelalters wird nicht wieder zurückkehren. Soll
aber Religion der höchſte Wert unſerer Kultur werden, dann
wird ſie anders ausſehen müſſen; mit einer abgenutzten und
abgeriſſenen Religion können wir keinen Feiertag begehen.

Diltatoren und Parlamente.
Die Diktatorenſtrömung in Europa hat ſich in den ver

ſchiedenen Staaten mit verſchieden großer Geſchwindigkeit ent
wickelt. Jn Polen erlebt man noch, daß Pilſudſki das Parlament
nach Hauſe ſchickt, es aber grundſätzlich anerkennt. Jn Ru
mäntien hat eine ſehr gründliche Wahlreform dazu geführt, daß
das Parlament nur ein Jnſtrument in der Hand Bratianus iſt.
Das neue türkiſche Parlament verfügt zwar auch nur über die
einzige Volkspartei, d. h. die Partei Kemal Paſchas, aber hier
ſind doch Anſätze vorhanden, allmählich zu einer normalen Ar
beit der geſetzgeberiſchen Jnſtanzen zu kommen. Jn Spanien, und
noch mehr in Jtalien hat das diktatoriſche Regiment ſich am
gründlichſten und am längſten auswirken können, und in bei
den Ländern iſt es jetzt ſo weit gekommen daß die Diktatoren
ſelbſt das Bedürfnis haben, ihr rein perſönliches Regiment
durch die Einführung von Scheinparlamenten zu verhüllen.
Freilich handelt es ſich dabei wohl nicht ausſchließlich um das
Ziel, der diktatoriſchen Staatsform einen parlamentariſchen
Mantel zu geben, ſondern ſtärker noch mag bei dem Auftau-
chen der gleichen Pläne in Jtalien und Spanien das Gefühl
mitgewirkt haben, daß eine Staatsordnung, die lediglich auf
eine Perſon geſtellt iſt, doch nur eine ſehr unſichere Grund
lage iſt.

Es iſt intereſſant, daß Jtalien und Spanien, wenn auch
mit gewiſſen aus der Natur und der Tradition des Volkes er
klärlichen Verſchiedenheiten, den gleichen Weg gehen. Jn Ma
drid wie in Rom denkt man an eine Art Ständeparlament,
Dabei wird in Madrid die Geſtaltung dieſes kommenden
Ständeparlaments ſehr geheimnisvoll behandelt. Der Aus
ſchuß der neuen Nationalverſammlung, dem die Aufgabe zu
fällt, die Verfaſſungsfragen zu beraten, arbeitet in allergrößter
Vertraulichkeit. Trotzdem ſind einige Einzelheiten bekannt ge
worden. Man denkt an ein Parlament, das aus zwei Kam
mern beſteht. Die Kammer der Volksvertretung ſoll ſich aus
Delegierten der Stände und aus Sachverſtändigen zuſammen
ſetzen. Die obere Kammer, der Königliche Rat, wird voraus
ſichtlich zur Hälfte vom König, zur Hälfte von den Provinz

gegen Beſchlüſſe der Volksvertretungskammer erhalten und
ſoll den Miniſterpräſidenten wählen Wie weit die Rechte der
Volksvertretungskammer in Bezug auf Geſetzesgebung gehen
ſollen, wie weit die Regierung ſelbſtändig iſt und ohne die
Kammern arbeiten kann, weis man einſtweilen noch nicht.
Von Vertrauensvoten ſoll aber die künftige ſpaniſche Regie
rung nicht abhängig ſein das würde ja auch den vollſtän
digen Verzicht auf die Diktatur bedeuten.

Ueber die italieniſchen Pläne iſt ſchon viel mehr bekannt
geworden, und ſie ſind trotzdem noch reichlich unbeſtimmt und
unklar. Muſſolinis Aprbeitsgeſetz hat die geſamte Bevölkerung
in 13 ſtändige Korporationen zuſammengefaßt. Dieſe ſtändi
ſchen Korporationen ſollen die Wahlliſten aufſtellen, auf denen
nur faſchiſtiſche Parteiangehörige ſtehen dürfen. Ueberdies aber
wird die geſamte Liſte der Kandidaten noch von dem großen
faſchiſtiſchen Rat überprüft und er hat das Recht, ungeeignete
Kandidaten wieder zu ſtreichen. Wie dieſe ſtändiſche Maſchine
dann arbeiten ſoll, welche Rechte ihr zukommen, weiß man
noch nicht. Es ſcheint, daß ſie im weſentlichen nur eine wer
bende Tätigkeit entfaltet und dazu dienen ſoll, den Beſchlüſſen,
die Muſſolinit ſelbſt gefaßt hat, durch ihre Zuſtimmung grö
ßere Geltung zu verſchaffen.

Die Tatſache, daß man ohne eine, wenn auch beſchrä
Volksvertretung in Spanien wie in Jtalien nicht auszuſ
men glaubt zeigt bereits eine der großen Lücken in der di
toriſchen Staatsform. Zugleich aber hat man den Eindruch
dieſe erſten Anfänge eines ſtändiſchen Parlaments doch u
weiter ſind als ein Umweg, der wieder zur normalen Vor
vertretung zurückführen muß. Warum dann das Experin
dieſes Umweges gemacht wird, iſt nicht recht klar. Die G
für jedes diktatoriſche Regiment liegt darin, daß es zuſamm

brechen muß, wenn die Perſönlichkeit des Diktators verſchr v

bar gefeiert wird, wie Muſſolini, iſt ſterblich. Die Auſgh
eines Staatsmannes ſollte aber gerade darin liegen,
Staat Stabilität und Sicherheit auch über das Leben des

ſolchen dieſe Stabilität über den Tod des einzelnen hinweg
ſichern kann, zeigt den im Grund unpatriotiſchen Charag
aller Staatsformen, die nicht auf den Erſatz der Regieren

eingerichtet ſind. f
Neuwahlen in England

Die Taktik der Oppoſition. Dreibund Macdonald, L
George, Cecil. Baldwins Nervenprobe.

Die Regierung Baldwin macht ſchwere Tage durch. N.
weil ſie gegen die öffentlichen Angriffe der Arbeiterparkei
Unterhaus verteidigen muß, aber weil dieſen öffentlichen
griffen eine bewußte Taktik zugrunde liegt, deren Ziel es
die innerpolitiſchen Verhältniſſe Englands umzugeſtalten.
älter engliſcher Tradition iſt das Parlament aufzulöſen, w
die Haltung der Oppoſitionsparteien eine zweckmäßige und
hige Arbeit nicht mehr ermöglicht. Neuwahlen in Engl
können, wenn das Unterhaus ſein normales Ende findet
im Jahre 1929 ſtattfinden.
über eine ſo große konſervative Mehrheit, daß ſie alle Antr
der Oppoſition niederſtimmen laſſen kann auch das Tad
votum, das Macdonald gegen Baldwin perſönlich eingebri
hat. Das Ziel der Arbeiterpartei und der Liberalen, die
unterſtützen, geht alſo nicht dahin, das Kabinett durch re
parlamentariſche Abſtimmungen in Verlegenheit zu ſetzen.
Oppoſition knüpft vielmehr an jene alte engliſche Tradit 9
an, die es auch im Jahre 1905 den Liberalen ermöglichte,
beſchleunigte Auflöſung des Parlaments zu erzwingen,

Man wird alſo Skandalſzenen im Anterhaus, wie ſie
ſeit Jahren zum erſtenmal bei der Debatte über die Kohl
induſtrie ereigneten, in der nächſten Zeit wiederholt erwar
müſſen. Ein weiteres Mittel, den Kampf ggen das kon
vative Kabinett zu führen, hat Lord Robert Cecil der Arbei
partei und den Liberalen geliefert, als er im Oberhaus C
hüllungen über die Rüſtungs und Abrüſtungspolitik der
gierung machte. Cecil hat erklärt, der eigentliche Schuld
am Scheitern der engliſch-amerikaniſch- japaniſchen Flott
gabrüſtungskonferenz ſei der Schatzbanzler Churchill. Die

derung der Amerikaner ging bekanntlich dahin, daß völ
Gleichheit der Flottenſtärke Amerikas und Englands v

werden ſollte. Nach Lord Robert Cecils Mitteilunge
britiſche Admiralität mit dieſem Vorſchlage einverſta

weſen Der Schatzkanzler aber, der weder für die Flott
noch für die Außenpolitik die Verantwortung trägt, habe
Kabinett zur Ablehnung veranlaßt. Churchill iſt der ſchär
Feind der Arbeiterpartei. Er hat ſich wiederholt in ungewö
lich harten Ausdrücken gegen die Sozialiſten ausgeſprochen
ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß ſie ſich dieſe Gelegenheit zu ei
perſönlichen Attacke gegen den Schatzkanzler nicht entgehen la
werden.

Cecil, der wegen der mangelnden Abrüſtungsbereitſchaſt
konſervativen Kabinetts ſeine Demiſſion gegeben hatte, lief
aber zugleich auch den Liberalen ein neues Kampfmittel. De
Lloyd Georges Hauptparole war in der letzten Zeit die
rüſtung, und mit dieſer Parole, die ja auch von der Arbeif
partei ſtark unterſtrichen wird, hat die Oppoſition die all
günſtigſten Wahlausſichten, denn die öffentliche Meinung
länds hatte ſich in den letzten Wochen fühlbar gegen das
ſervative Kabinett und ſeine Abrüſtungspolitik ausgeſproch
Man kennt dieſe Möglichkeiten natürlich auch im Kabine
Baldwin ſelbſt.

Die Folgerung für die Oppoſition muß ſein, die Auflöſi
Unterhauſes, den Beginn der Neuwahlen möglichſt zu
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Der Verfager.
Groener und der Sturz der Monarchie

Diejenigen, die nicht verſtehen wollen, daß 1918 die
Monarchie in der Selbſtverblendung ihrer Dynaſtie ſich
ſelbſt geſtürzt hat, brauchen Sündenböcke, und als einen
ſolchen beloden ſie mit Vorliebe den General Groener.
Deshalb verdrießt es dieſe Leute, wenn man von Groener,
der faſt zu lange für die Rettung der Zollern Dynaſtie ſich
einſetzte, rühmt, was rühmenswert iſt. Die Deutſche
Zeitung wendet ſich gegen die Glückwünſche, die Prä
ſident und Kanzler an Groener gerichtet haben. Die
„Deutſche Zeitung ſchreibt:

„Der Kaiſer hatte beſchloſſen, „an der Spitze des Hee
res die Ordnung in der Heimat wieder herzuſtellen“, und
hatte dem General Groener am 8. November befoh-
Ien, dieſe Operation vorzubereiten. Am 9. November
10 Ahr vormittags, fand beim Kaiſer durch den General
feld marſchall und den General Groener Vortrag über die
Lage ſtatt, im Beiſein einiger Generale, unter ihnen des
Generals Grafen v. d. Schulen burg, des Chefs des
Generalſtabes der Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Bei dieſem Vortrage bezeichnet Groener den Plan eines
Vormarſches gegen die Heimat als ausſichts los.
General Graf Schulenburg und Generaloberſt v. Pleſſen
widerſprachen der Auffaſſung Groeners. Der Kaiſer aber
ſchloß ſich ihr an, weil er dem Vaterlande den Bür
gerkrieg erſparen wollte Leider machte niemand den
Vorſchlag, den Grafen Schulenburg mit der Operation
gegen die Revolution zu beauftragen. Hier lag die
„hiſtoriſche Stunde Groeners, und in dieſer Stunde hat
er verſagt.“

Das Blatt des Juſtizrats Chaß will alſo glauben
machen, die Dynaſtie ſei am 9. November durch Gewalt
nnwendung zu retten geweſen, und Groener habe dies ver

hindert. Jn Wahrheit war die Dynaſtie ſchon verloren,
nicht Groener, ſondern die Hohenzollern hatten verſagt.
Der berühmte Berliner Hiſtoriker Friedrich Meinecke, der,
ähnlich Delbrück, nach Herkunft und Werdegang mit tau
ſſend Faſern an der Monarchie hing und „Gefühlsmonyar
chiſt“ blieb, auch als er „Vernunftrepublikaner“ wurde, hat
das ſchlagend formulfert auf der Weimarer Hochſchullehrer
tagung von 1926: Meinecke ſagt

Hälte die Dynaſtie den rettenden Entſchluß gefun
den, ſo hätte die Monarchie gerettet werden können.
Kaiſer und Kronprinz hätten entſagen müſſen, aber eine
Regentſchaft hätte die Anerkennung der ganzen Nation
gefünden. Ebert hat ſie, und damit die Erhaltung der
Monarchie, noch am 6.November, als damals ſchon die
rote Fahne auf den Kieler Schlachtſchiffen wehte, gefor
dert. Er erhielt die Antwort, daß keiner der Brü-
der des Kronprinzen die Rechte des Bruders
uſurpieren wolle. Dann trennen ſich unſere Wege, er
widerte Ebert. Damit war das Ende der Monarchie
beſtegelt. Sie war alſo ſchon deswegen nicht mehr zu
halten, weil keiner der Hohenzollernprinzen ſich willig
ünd fähig zeigte, das große Staats und Nationalinter
eſſe über die dynaſtiſche Tradition zu ſtellen.

Groener hat den Tatbeſtand ſchon damals erkannt, und
er Hat die Konſequenz daraus gezogen. Der Weg Schulen
burgs hätte zur Diktatur ſicher zur roten, vielleicht nach
deren Sturz zur Horthy Diktatur geführt. Deutſchland
unter Beſchränkung der Erſchütterungen auf ein Mindeſt
maß den Weg der legalen Mitte geführt zu haben, iſt mit
EbertGroeners Verdienſt

Brauchen gebrauchen
Beide Wörter ſind wohl zu unterſcheiden. Gebrauchen

iſt anwenden, verwenden, benutzen, genießen, ſich bedienen,
üben. Brauchen iſt. nötig haben, müſſen, bedürfen, gezwun

gen ſein. Gebrauchen im Sinne von „nötig haben“ iſt fal
umgekehrt iſt aber brauchen im Sinne von „gebrauchen
wenden“ uſw. nicht gerade unzuläſſig. So ſagt man
Grimm): der Mann iſt wohl zu brauchen (zu verwenden)
weiß ſein Schwert, ſeine Feder zu brauchen (anzuwenden,
führen), ich brauche (verwende, genieße) die Arznei, ich bran
mein Recht (bediene mich), verſtehe meine Worte zu braue
(zu wählen), meine Zeit wohl zu brauchen (anzuwenden) A
unſere Klaſſiker verwenden das Wort brauchen zuweilen
der Bedeutung von gebrauchen So läßt Schiller Terzky
Octavio in dem Piccolomini ſagen Braucht euer Anſ
doch. Bedeutet ihn.“ Jm Erlkönig heißt es: „und biſt dun
willig, ſo hr auch ich Gewalt. Jm Torquato Taſſo ſpr
Alphons: Zwar iſt es ſchon mein Vorteil, daß ich nicht
Nutzen grad und unbedingt erwarte. Nicht alles dienet
auf gleiche Weiſe; wer vieles brauchen will, gebrau
jedes in ſeiner Art, ſo iſt er wohl bedient.“ Hier iſt alſo bei
im Sinne von „verwenden“, benutzen gebraucht, und bei
iſt richtig. Aber „gebrauchen“ ſoll man nie im Sinne von
dürfen verwenden. Wie kommt aber „brauchen“ zu dieſer
deutung? Aus der Vorſtellung des Benutzens fließt die
Bedarfs. Wenn ich Geld verwende, habe ich es nötig; w.
ich die Brille brauche (d. i. trage), bedarf ich ihrer auch. S
heſtand dieſe Bedeutung in der älteren Sprache noch ni
Jm einzelnen kann zweideutig ſein, in welchem Sinne „br
chen. zu nehmen ſei, z. B. ich brauche die Hilfe ich
diene mich ihrer“ oder ich habe ſie nötig Dies wird
durch gehoben, daß man in der erſten Bedeutung gebrauch
ſetzt. So will's auch der heutige gute Sprachgebrauch. M
cher braucht eine Schreibmaſchine, er muß eine haben, er
ſie nötig, er bedarf ihrer, aber er hat ſie noch nicht. Er
braucht, benutzt ſie, bedient ſich ihrer, wenn er ſie hat.
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gen ehe die jetzt günſtige Stimmung der Wähler ſich
R gewandelt hat. Das Kabinett Baldwin muß umgekehrt
n, durch ein mindeſtens teilweiſes Nachgeben der öffent-
Reinung gegenüber die Stimmung zu retten Ein Schritt

m Ziele iſt bereits getan. Jm Unterhaus hat die Ad
t mitgeteilt, daß ſie ſtatt der drei geplanten Kreuzer

e en eingigen bauen laſſen würde. Man fürchtet bei der
d. rpartei und bei den Liberalen ähnliche Schritte, die eine

dittet e Kritik in der Oeffentlichkeit finden, die jetige Gelegen
venn s de derben könnten und will deshalb nicht dem Kabinett die
blich als ſſen, die notwendig iſt, um die Wähler zürückzugewinnen.
dar e n hat das wird er ſelbſt inzwiſchen geſpürt haben
Weg liegen Rißgriff getan, als er dem Verlangen der Arbeiterpartet,
e eben d. emierminiſter möge über die Kohlenfrage ſprechen nicht
eh den G Er bot damit der Oppoſition geradezu die Möglich
n e Obſtruktion Sofort danach hat ſich denn auch der

ichen n miniſter bemüht, durch große Ruhe und geſpielte Ueber
h der Reg t den ſachlichen Verlauf der Beratungen zu ſichern. Es

ch in dem Kampfe um die Neuwahlen, der jetzt im Unter
zeſührt wird, wer auf die Dauer ſeine Taktik durchhalten

I 2 Baldwin iſt dabei in der ſchwierigeren Lage; denn esand? ger leicht, ruhige Nerven zu behalten, als den Gegner

Macdonalh regung und Uebereilung hineinzujagen. e

benprobe eTage duth Böß und Schacht.
Arbeitern Der Reichsbankpräſident und die Städte
en öffenſlih herbürgermeiſter BößBerlin wird am Freitag in einer
Keren iel erſammlung der Deutſchen Demokratiſchen Partei in
Umzugeſtalt n über das Thema „Bahn frei den deutſchen Städten“
t aufzuldſen n. Er wird dabei außer den grundſätzlichen Fragen der
wechmäßige n ndepolitik und der Gemeindeverfaſſung auch die Pobleme

ahlen in G eln, die in jüngſter Zeit beſonders im Mittelpunkt des
s Ende fin ichen Meinungsaustauſches ſtehen, ausgehend von der
J Valdwin n ſung, daß die Städte zu einer vollkommenen Selbſtver
aß ſie alle In

auch das w
tſönlich eing

Liberalen

binett durh n

heit zu feſt

engliſche T

ig erſt im Einheitsſtaat zu gelangen vermögen. Ober
meiſter Dr. Böß wird auch die Gelegenheit wahrnehmen,
h mit den Angriffen auseinanderzuſetzen, die dieſer Tage
eichsbankpräſident Dr. Schacht gegen die Finanzpolitik
emeinden gerichtet hat.

Die Einweihung der Preußiſchenen ermöglih

erzwingen Geſandtſchaft igg München
n er Amtliche Preußiſche Preſſedienſt meldet

Uber die er Preußiſche Miniſterpräſident Dr. Braun wird am
G estag, den 24. November, in Begleitung des Staats

en n irs Dr. Weismann, in München eintreffen, um an der
en s ſtattfindenden Feier der Einweihung der Räume der

iſchen Geſandtſchaft teilzunehmen. Der Miniſterpräſident
i m et dieſer Gelegenheit dem Bayeriſchen Miniſterpräſi
Jentliche Shl

aniſchen Il

urchill, e
ahin, daß i

land ver

eilungen
Awdentand

die Floktenn

z trägt, hab

Il iſt der ſo

holt in angen
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legenheit t

tiniſter fur Volkewohlfahrt, Hiertſtefer, in Anerken

ſeiner Verdienſte um die Volksgeſundheit und Wohl
zpflege, welche insbeſondere eine großzügige Bekämpfung
Zolksſeuchen, namentlich der Tuberkuloſe, und einen wirk
m Ausbau des Wohnungsweſens betreffen, Titel, Rechte
Würde eines Ehrendoktors der Medizin an der Aniverſi
zonn verliehen worden.

cht entgehen l

nicht Kürzung der Militärrenten und
ben h bBeſoldungsaufbeſſerung.
amnpfithl n Von den Militärrentnern im Beamtenverhältnis iſt
ten zeit M vBefürchtung laut geworden, daß ihre Renten gekürzt
von der en könnten, wenn ſie eine Beſoldungsaufbeſſerung er
poſttion d n. Von einer ſolchen Rentenkürzung werden Militär
he Meiner in den freien Berufen nicht betroffen, da ihre
ar gegen d en ungegachtet der Höhe ihres ſonſtigen Verdienſtes ge
tik als werden.
auch in An Abg. SchuldtSteglitz (Demokrat) hat ſich dieſerhalb

en Reichsarbeitsminiſter gewandt, der ihm folgende
an die wort erteilt hat:

„Die Ruhensberechnungen gemäß S 62 Reichsverſor
jsgeſetz werden auf Grund der Vorſchußzahlungen auf
Beſoldungsneuregelung nicht geändert. Die Verſor

n mögl.

haben n ämter erhalten entſprechende Anweiſung
gebrauchen Nach Verabſchiedung des neuen Beſoldungsgeſetzes

ſagt n h den Reichstag wird auf Grund des Abſ. 4 des 8 62
u dere W hesverſorgungsgeſetz geprüft werden, ob und inwiewert
(anziwen Aenderung der Einkommensgrenzen der genannten

ſteh hesvorſchrift zu erfolgen hat.

porte zu n S ewied Thüringen will keine Todesſtrafe

l vollſtrecken,Schillet n Im Haushaltausſchuß des Thüringer Landtages wurde
cht n Stellungnahme Thüringens im Reichsrat dum Ent
und b v feines neuen Strafgeſetzbuches und zur Todesſtrafe

nato n tert, wobei Juſtizminiſter Leutheuſſer erklärte, man
daß ihn e jetzt auf dieſes Strafmittel noch nicht verzichten.
als dem feſtgeſtell worden war, daß ſeit 1925 in Thürin

vill, ge e Todesurteile vollzogen worden ſind, weil das Staats
er ſt al W iſterium die Begnadigung der Verurteilten abgelehnt
aucht, n nahm die Ausſchußmehrheit einen ſozialdemokratiſchen
n Sinne rag an, nach welchem im Lande Thüringen die Todes
en m nicht mehr vollſtreckt werden ſoll.
en Keine Hinrichtungen mehr in Hamburg
v al Hanburg, 22. November. Der Seemann Theodor Bitter

ge an am 12. Mat d. J. durch das Schwurgericht in Hamburg
m Sinne gen Mordes zum Tode und zum Verluſt der bürgerlichen
n genrechte auf Lebenszeit verurteilt worden. Der Hambur-
e i e Senat hat ihn jetzt zu lebenslänglichem Zuchthaus be

gebin igt. Damit entſpricht der Hamburgiſche Senat ſeiner ſchon
ne M Sem Jahre 1919 geübten Praxis, prinzipiell keine Hinrich
habe en mehr vörzunehmen, wenn auch die Todesſtrafe als

Acht e beibehalten bleibt. Es darf im Zuſammenhang damit

e der Amtliche Preuß Preſſedienſt“ mitteilt, ſind dem

ferner an die Entſchließung gegen die Todesſtrafe erinnert
werden, die erſt kürzlich anläßlich des demokratiſchen Landes
parteitages in Hamburg von dem Chef des Hamburger Juſtiz
weſens, Senator Dr. Nöldecke, eingebracht und einſtimmig an-
genommen wurde.

Die Entwicklung der deutſchen Polizei.
70 weibliche Poliziſten in Preußen.

Obgleich das weibliche Polizeiamt in Preußen unter
der Leitung von Friederike Wieking erſt kurze Zeit be
ſteht, hat die Ausdehnung dieſes neuen Frauenberuſes doch
ſchon raſche Fortſchritte gemacht. Zur Zeit ſind in Preußen
59 weibliche Polizeibeamte angeſtellt, andere befinden ſich
noch in der Ausbildung, ſo daß man am Ende des Jah
res auf etwa 70 Poliziſtinnen rechnen kann. Die Aufgabe
dieſer Beamtinnen erſtreckt ſich hauptſächlich auf Verneh-
muüngen und Ermittlungen bei Kindermißhandlungen,
Sittlhichkeitsdelikten, Straftaten von Juügendlichen.

Auch in den gaußerpreußiſchen Ländern beginnt man
mit der Errichtung der weiblichen Polizei. Jn Dresden
gibt es z. Zt. 6 weibliche Poliziſten, allerdings unter
männlicher Leitung. Jn Baden iſt die baldige Einführung
der weiblichen Polizei geplant. Jn Hamburg iſt ſie be
reits mit weiblicher Leitung eingeführt

e
e

Die Deutſche Volkspartei Braunſchweigs
gegen GStreſemann.

Hand in Hand mit dem Stahlhelm.
Auf die vom Landesverband Braunſchweig des Stahlhelms

den braunſchweigiſchen Parteien geſtellten Forderungen
1. Erklärung, nach Abſchluß des Wäahlkampfes in keinerlei

Kogalitionsverhältnis mit den marxiſtiſchen Parteien zu
treten

2. Verpflichtung, nach Abſchluß des Wahlkampfes ſowohl bei
der übergeordneten Reichspartei, wie im Falle einer Be
teiligung an der Regierung im Reichsrat, mit allem Nach
druck ſich dafür einzuſetzen, daß Deutſchland ſich aus den
volkserwürgenden Verſtrickungen des Dawespaktes löſt,
und daß die ſeit Locarno betriebene, Deutſchland von De
mütigung zu Demütigung führende Außenpolitik eingeſtellt
wird,

haben bisher nach Aeußerung des Landesverbandsführers W.
Schrader klar und eindeutig im bejahenden Sinne die Na
tionalSozialiſten, die Deutſchnationalen, die Haus und Grund
beſitzerpatei und was das Bedeutſamſte an dieſer ganzen An
gelegenheit iſt auch die Deutſche Volkspartei geantwortet.

Das iſt wohl das tollſte Stück deutſchvolksparteilicher Po
litik, das bisher vorgekommen iſt. Die Deutſche Volkspartei
desavouiert die auswärtige Politik ihres eigenen Miniſters
Streſemann, nur um Stahlhelmſtimmen für die Landtags
wahlen einfangen zu können!

Soßziales.
Verpflichtung der Anternehmer zur

Anmeldung ihrer Betriebe
Nach den Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung

(J 537, Ziff. 2) ſind u. a. alle Fabriken der Unfallver
ſicherungspflicht unterſtellt. Als Fabriken gelten nach S 538
der Reichsverſicherungsordnung vor allem ſolche Betriebe, die

1. ohne Rückſicht auf ihren Amfang und die Zahl der beſchäf
tigten Perſonen zum Antriebe von Arbeitsmaſchinen oder
zu ſonſtigen Zwecken elementare Kraft wenn
auch nur gemietete verwenden, oder

2. bei Nichtverwendung motoriſcher Kraft, alſo bei reiner
Handarbeit, innerhalb der eigenen Räume während des
ganzen Jahres oder auch während der ſogenannten Sai
ſonzeiten mindeſtens 10 Perſonen regelmäßig be
ſchäftigen,

3. durch Maſſenherſtellung von Lagerware im beſonderen
Amfange, Arbeitsteilung, Beſchäftigung einer größeren
Anzahl von Heimarbeitern uſw., auch ohne die zu 1 und 2
bezeichneten Merkmale den Charakter einer Fabrik haben.
Alle gewerblichen Anternehmen, auf die die vorſtehend

unter 153 bezeichneten Kriterien zutreffen, ſind alſo kraft
geſetzlichen Zwanges gegen Betriebsunfälle der in
ihnen beſchäftigten Perſonen (deren Kreis in S 544 RVO. des
näheren erläutert wird) verſichert, und zwar wird dieſe Ver
ſicherung einzig und allein von ihnen (den verſicherungspflich
tigen Betrieben) ſelbſt im Genoſſenſchaftswege durch die vor
geſchriebene Organiſation der Berufsgenoſſenſchaften
getragen. Soweit die zur Bekleidungsinduſtrie gehörenden Ge
werbezweige in Frage kommen, iſt die Bekleidungsinduſtrie
Berufsgenoſſenſchaft BerlinSchmargendorf, Landeckerſtr. 3,
Dräger der Verſicherung. Die der Verufsgenoſſenſchaft von Ge
ſetzes wegen zufallenden Laſten, welche in der Gewährung von
Heilbehandlüng und Mitteln, ſowie vor allem von laufenden
Renten an die bei ihr gedeckten, durch Betriebsunfälle teil
weiſe erwerbsunfähig gewordenen Verletzten beſtehen, ſind von
den Unternehmern der betr. Betriebe den Mitgliedern der
Berufsgenoſſenſchaft aufzubringen. Am alle Unternehmer der
verſicherungspflichtigen Betriebe bezw. alle Mitglieder der
Berufsgenoſſenſchaften zur Mittragung dieſer Laſten heranzu
ziehen, iſt denſelben geſetzlich vorgeſchrieben (S 658 der
RVO.) ihre Betriebe bei dem zuſtändigen Verſicherungsamt
beßtw. dem Vorſtande der Berufsgenoſſenſchaft zur Anmeldung
zu bringen. Die Verſäumnis der rechtzeitigen Anmeldung zieht
Beſtrafung bis zu 1000 RM. nach ſich. (S 909, Ziff. 1 RVO) in
Verbindung mit der Verordnung über Vermögensſtrafen und
Bußen vom 6. 2. 24 (RGBI. I S. 440).

Nach den Erfahrungen des Vorſtandes der Berufsgenoſſen
ſchaft beſteht eine große Anzahl von Betrieben, die infolge
Kraftantriebs einer oder mehrerer Maſchinen oder wegen der
Beſchäftigung von 10 und mehr Perſonen oder aus dem ein
gangs zu Ziffer 3 angegebenen Grunde zwar der Versicherungs
pflicht unterliegen, jedoch noch nicht bei der Berufsgenoſſen
ſchaft angemeldet worden ſind. Die Unternehmer ſolcher Be
triebe werden in ihrem eigenſten Jnteveſſe dringend erſucht,
die beſprochene Anmeldung ſofort nachzuholen. Wenn für

manche Unternehmer hinſichtlich der Verſicherungspflicht ihrer
Betriebe noch Zweifel beſtehen, kann ihnen nur empfohlen
werden, trotzdem die Anmeldung zu bewirken. Die Verſiche
rungspflicht wird von der berufs genoſſenſchaftlichen Verwal
waltung auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften geprüft. Jn
den Fällen, in welchen der Verſicherungszwang zu verneinen iſt,
erfolgt ein Ablehnungsbeſcheid, der den Unternehmer vor Un
gelegenheiten, die ihm aus der Frage der Anmeldepflicht er
wachſen könnten, ſichert.

Bemerkt ſoll noch werden, daß eine etwa eingegangene
private Unfall oder Haftpflichtverſicherung die hier behandelte
geſetzliche (reichs) Anfallverſicherung nicht berührt.

Blindenwaren.
Unlauterer Wettbewerb durch Hauſierer,

Schon wieder treiben Hauſierer mit Blindenwaren“
in Halle und Umgegend ihr Unweſen inſofern, als ſie ſich
als „Reiſende“ von den Provinßzial-Blindenanſtalten zu
Halle oder Barby ausgeben. Jn einem Falle ſoll ſogar
ein gefälſchter Ausweis der Anſtalt vorgezeigt worden ſein.
Die Blindenanſtalten ſowohl als auch die Arbeitsfürſorge
des Hilfsvereins für Blinde in der Provinz Sachſen und
in Anhalt haben keine Hauſe rer, die Waren bei ſich
führen und dieſe zu höheren als den ortsüblichen Preiſen
verkaufen. Sie vertreiben ihre Waren vielmehr durch
Reiſſende, die nur Muſter vorzeigen, Aufträge ent
gegennehmen und dieſe der Blindenanſtalt bezw. der Ar
heitsfürſorge des Hilfsvereins für Blinde übermitteln.
Von hier aus werden die Arbeitsgufträge dann gusgeführt,
die Waren nur zu ort sübläſchen Preiſen berechnet, auf
dem Poſtwege zugeſtellt und die Gelder dann eingezogen
Sollten ſich Hauſierer mit Blindenwaren als Händler oder

ende der Blindenanſtalt oder der Arbeitsfürſorge des
Hilfsvereins ausgeben und einen Ausweis der Anſtalt
worzeigen, ſo iſt das eine Jrreführung. Die Ausweiſe der
Anſtalt haben eine rötliche Farbe, tragen den Anſtalts
ſtempel und den Stempel der Arbeitsfürſorge und die Un
terſchrift des Direktors Bauer oder ſeines Vertreters Kla
nert. Alle anderen Ausweiſe ſind falſch

Jnländiſche Viehſchlachtungen in Preußen
Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt den in der Sta

tiſtiſchen Korreſpondenz veröffentlichten Ergebniſſen der
Schlachtvieh und Fleiſchbeſchau Preußens in den erſten 9 Mo
naten 1927 entnimmt, wurden geſchlachtet: rd. 930 000 Stück
Rindvieh, darunter nahezu 500 000 Kälber, ferner 400000
Schafe, 16 000 Ziegen und 19 000 Pferde. Dieſe Zahlen um
faſſen hauptſächlich gewerbliche Schlachtungen. Die Zahl der in
den gleichen Monaten geſchlachteten Schweine, in der auch der
größte Teil der Hausſchlachtungen für die Viehbeſitzer ſelbſt

enthalten iſt, betrug rd. 2 420 000 Stück. Bei den Ziffern der
Rindvieh, Ziegen und Pferdeſchlachtungen zeigt ſich im Ver
gleich mit den Schlachtungen im entſprechenden Vierteljahr 1926868
kein bemerkenswerter Anterſchted. Geringer war die Menge der
Schafſchlachtungen, und zwar um rd. 42 000 Stück, während an
Schweinen nahezu 650 000 Tiere mehr geſchlachtet waren.

Eine Zuſammenfaſſung der Viehſchlachtungen in den erſten
drei Viertelfahren 1927 läßt den Stand der Flei ſich ver
ſorgung aus inländiſchen Schlachtungen in Preußen im
Vergleich mit den Vorjahren erkennen.

Die Ueberſicht zeigt, daß die Zahl der Rind vi e hſch la ſch
tungen 1927 bisher die des Vorjahres nicht errei ch t
hat es ſind insgeſamt 144 000 Stück weniger geſchlachtet wor
den als im Vorjahre. Das Minus betrifft hauptſächlich die
Schlachtungen an Jungrindern und Kälbern. Eine weitere
Abnahme, und zwar um 124 000 Stück, weiſt die Schlach
tüngszahl der Schaf e auf. Dieſe Verminderung iſt aber da
durch reichlich ausgeglichen, daß rund 1630 000 Schweine
mehr geſchlachtet waren. Die geſamte Fleiſchverſorgung war
demnach im Ganzen in den erſten 9 Monaten 1927 größer
als im gleichen Jahresabſchnitt 1926.

Aus dem Vergleich dieſer Schlachtungen mit denen von
1913 erſteht man weiter, daß 1927 ſowie 1926 an Jungrindern
und Kälbern erheblich mehr, an Ochſen und Bullen dagegen
viel weniger geſchlachtet wurden als 1913. Jnfolge des ſtarken
Ueberwiegens der Jungviehſchlachtungen zeigt ſich, daß 1927
insgeſamt 116 000 Stück Rindvieh überhaupt mehr geſchlachtet

waren als 1913. Bei dieſer Gegenüberſtellung darf aber nicht
außer acht gelaſſen werden, daß in der größeren Schlachtungs
zahl 1927 noch Hausſchlachtungen enthalten ſind, die erſt nach
1913 beſchaupflichtig geworden und von der Statiſtik 1913 alſo
nicht erfaßt worden ſind.

Die Zahl der in den erſten drei Vierteljahren 1927 geſchlach
teten Schafe iſt um 162 000 Stück geringer als die von 1913
Zwiſchen der Menge der Schwein eſſchlachtungen 1927
und 1913 endlich beſteht zwar ein verhältnismäßig geringer
Anterſchied von 19000 Stück zu Gunſten 1927, doch trifft
hier das bezüglich der Rindviehſchlachtungen Geſagte in noch
größerem Amfange zu, da in der geringeren Vergleichszahl von
1913 die zahlreichen Hausſchlachtungen nicht enthalten ſind, auf
die erſt in den folgenden Jahren die amtliche Beſchau aus
gedehnt wurde und die daher die Zahlen dieſer Jahre anſtei
gen ließen.

Aebertragbare Krankheiten in Preußen.
Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, ſind

in Preußen in der Zeit vom 28. Auguſt bis zum 15. Oktober
1927 nachſtehende Erkrankungen (Todesfälle) an übertrag-
baren Krankheiten amtlich gemeldet worden Diphtherie 3377
(189) Fleckſteber 1 übertragbare Genickſtarre 78 (29)
Kindbettfteber nach regelrechter oder nach Fehlgeburt 332
(74), nach Fehlgeburt 215 (83), ſpinale Kinderlähmung
530 (56). Körnerbrankheit 276, Lungen und Kehlkopf
tuberkuloſe 7281 (2918), Milzbrand 12 (1), übertragbare
Ruhr 529 (30), Scharlach 9816 (90) Unterleibstyphus
1380 (110) Paratyphus 627 (18), Fleiſch Fiſch. und Wurſt
vergiſtung 1307 (11), Bißverletzungen durch tollwutverdäch
tige Diere 19, epidemiſche Encephaliſis 20 (7).



Parteinachrichten.
Nur vorübergehend!

Halle. Jn der vorigen Nummer brachten wir einen
Bericht über die Rede des Außenminiſters Dr. Streſe
mann gelegentlich des Landesparteitages der Deut
ſchen Volksparteſ. Dabei hoben wir in unſerer
kritiſchen Beleuchtung u. a. hervor, daß die Volkspartei,
entgegen ihrem bisherigen Verhalten, im Verſammlungs
lokal kein „Schwarzweißrot“ zeigte, vielmehr als Aus
ſchmückung das neutrale „Grün“ gewählt hatte. Anſere
daran geknüpften Erwartungen, daß ſich in der halliſchen
Organiſation der Volkspartei zwar langſam aber doch
zwangsläufig die Erkenntnis vorbereite, daß das
„Schwarz-weißrot“ durch Hineinziehen in den politiſchen
Kampf immer mehr zur Parteifahne herabſinke und daß
das ſchwarzrotgoldene Hoheitszeichen des Deutſchen Rei
ches als ſolches geachtet und anerkannt werden müſſe, ſind
aber ſehr ſchnell zerſtört worden. Jn den Verhandlungen
des am Tage nach der Rede Streſemanns abgehaltenen
Landesparteitages hat man nämlich eine Ent
ſchließung gefaßt, in der geſagt wird, daß die halliſche
Volkspartei auch weiterhin an „Schwarz-weißrot an
bedingt feſthalte und daß ſich an dieſem Standpunkte nie
mals etwas ändern werde.

Dazu iſt zu bemerken, daß man in der Politik be
kanntlich mit dem Wort „niemals“ ſehr worſichtig ſein ſoll.
Zumal gerade die Deutſche Volkspartei in ihren bisheri
gen Handlungen einen ſehr deutlichen Anſchauungsunter-
richt für einen mitunter ſehr ſchnellen Geſinnungswechſel
gezeigt hat. And weiter kann es wirklich nicht als Zeichen
treuen Bekennermutes gelten, wenn ſie bei einer am Vor
abend ihres Landesparteitages abgehaltenen öffentlichen
Verſammlung (ſiehe StreſemannVerſammlung) die an
geblich ſo treu geliebte Fahne ſchämig verleugnete.
Will die Halliſche Volkspartei in Zukunft nur mit Worten
und Entſchließungen für „Schwarz-weißrot“ fechten, dann
wollen wir ihr das Vergnügen laſſen. Vorläufig ſtellen
wir feſt, daß ihr Verhalten bei der Streſemann-Verſamm
lung nur vorübergehend war.

Halle. Die Parteigeſchäftsſtelle in Halle hat eine
Anzahl des won der Preußen Fraktion der D. D. P. her
ausgebenen A. B. C.Buches erhalten. Die Orksgruppen
Vorſtände und Vertrauensleute erhalten das Buch durch
die halleſche Geſchäftsſtelle demnächſt zugeſandt.

Weißenfels.
„Die Frau im neuen Staate“,

ſo hieß das Thema des Vortragsabends, zu dem die
D. D. P. am 17. November eingeladen hatte. Wir erhal
ten darüber folgenden Bericht: Frau Eliſabeth Schnei
der leitete den Abend und begründete in ihren Begrü-
ßungsworten die Notwendügkeit des Zuſammenſchluſſes
gleichgeſinnter Frauen. Frau Jrma Wolfff- Halle a. S.
als erſte Rednerin ſprach in ihrem Vortrag von den

Srundlagen der Aufgaben der Frau im neuen Staate
Sie ſind in der Reichsverfaſfung, in den Partkeiprogram
men und in der Frauenbewegung gegeben. Die Frau
nahm nach der Revolution am politiſchen Leben aufs Leb
hafteſte teil. 41 weibliche Mitglieder zählte die National
verſammlung. Wenn dieſe Zahl in den ſpäteren Jahren

der derzeitige Reichstag zählt nur noch 33 weibl. Ab
geordnete beträchtlich zurüchging, ſo iſt das aus man

ſcherlei Gründen zu erklären. Frau v. Oheimb erklärte
Die Tätigkeit der Frau in der Politik iſt notwendig, der
Staat braucht mütterliche Fürſorge. Es gibt ſo viele ſo
ziale und andere Fragen, die nur mit Hilfe der Frau ge
löſt werden können.

Jn einem geſchichtl. Rückblick zeigte Frau Wolff, daß
auch ſchon vor dem Kriege die Frauenbewegung manchen

Erfolg zu verzeichnen hatte. Man denke an die geiſtige
Befreiung der Frau, an die Oeffnung vieler Berufe, vor
allem an die Zulaſſung zum Aniverſitätsſtudium. Doch
das Wahlrecht gab der Frau erſt die Revolution. Die
Frage: „Woher kommen die politiſch tätigen Frauen
beantwortete die Rednerin dahin: Vor allem ſind es Leh
rerinnen, die führend geworden ſind. Aber auch Haus
frauen haben ſich Geltung zu verſchaffen gewußt. And alle
dieſe Frauen, an der Spitze Gertrud Bäumer, Anna
von Gierke, Frau Juchaczs u, a. betonen, daß ſie trotz aller
politiſcher Freiheit nicht ihr Frauentum aufgeben wollen.
Frau Eolette habe nicht recht, wenn ſie ſagt: „Der Frau
ſei mit Gewalt an jeder Art von Mannestugend und Man
nestum Geſchmack beigebracht worden.“ Jhr Frauentum
brauche die Frau auch bei der Mitwirkung an der Löſung
mancherlei und auch wichtigſter Fragen. Das Reichs
jugendwohlfahrtsgeſetz, das Jugendgerichtsgeſetz, das Ge
ſetz gegen die Geſchlechtskrankheiten, das Heimarbeiterin
nenſchutzgeſetz ſind unter tätiger Mitwirkung der Frau
zuſtandegekommen. Wenn das Kleinrentengeſetz nun end
lich zur Durchführung gelangt, ſo ſei das in erſter Linie
einer Frau, Eliſabeth Lüders, zu danken. Von allergrößter
Wichtigkeit ſei die Mitarbeit der Frau bei der kommenden
Rechtsform, im Eheſcheidungsrecht, Güterrecht und Straf
recht. Die Hausfrau im neuen Stagte charak
teriſtere ſich dadurch, daß ſie in weiterem Maße in den
Hausfrauenvereinen organkſiert ſei. Welchen Zweck hat
das Die Hausfrau ſoll im Berufsbewußtſein geſtärkt
werden, ſie ſoll friſcher, freudiger und geſünder ihrer Ar
beit leben können. Der neue Staat kommt ihr entgegen,
indem er ſich bemüht, durch Schaffung won Schulen man
cherlei Art dem Hausfrauenberufe beſte Grundlagen zu
geben. Es ſei aber auch nötig, daß die Hausfrau eine
Ahnung davon bekomme, wie eng gerade ihr Beruf mit
der Volkswirtſchaft verknüpft ſei. Daraus erwachſe auch
eine Verpflichtung der Hausfrau dem Handwerk gegen
über, deſſen Erzeugniſſe ſie billiger und ſchlechter Maſchi
nenarbeit vorziehen müſſe. Beſonders notwendig ſei die
Fürſorge des Staates um die Ausbildung der ländlichen
Hausfrau. Pflichtfortbildungsſchulen ſollten auch die
Mädchen zu tüchtigen Bäuerinnen heranbilden. Ueber die
erwerbstätige Frau, die durch ein kategoriſches Muß zum

Eintritt in den Wirtſchaftskampf gezwungen werde, teilte
die Rednerin mit: Seit 1907 iſt die Zahl der erwerbs
hätigen Frauen um 34,8 Prozent geſtiegen, 3,5 Millionen
Frauen ſind tätig im Handelsgewerbe, in der Dextil und
Nahrungsmittelinduſtrie. Jn der Provinz Sachſen wur
den gezählt 514 514 Ehefrauen und 556 767 erwerbstätige
Frauen. Wenn auch in der letzten Zahl manche Doppel
zählungen enthalten ſind, ſo liegt doch darin ein ungeheures
ſogiales Problem. Mit einem warmen Appell zur Liebe
Und Hingabe an den neuen Staat ſchließt der Vortrag
Frau Miniſter Schreiber Rüffere Halle a. S. er
gänzte den erſten Vortrag: Das Tempo in der Entwick
lung der Frauenbewegung war vor dem Kriege beſcheiden,
wurde durch ihn aber raſend beſchleunigt. Der neue Staat
kannte keinen Anterſchied zwiſchen Mann und Frau. Zum
erſten Male empfand die Frau, daß auch ſie zum Staat ge
höre. Sehr vieles ſei erreicht worden, aber noch bliebe
manches zu wünſchen. Aber ſtecke in der Frau nicht die
Sehnſucht nach Ruhe? Auch die Frau könne, wenn ſie
guch noch ſo widerſtrebe, der Politik nicht entrinnen. Ueber
all ſtelle ſich auch ihr die Forderung, ſich zu entſcheiden,
entgegen. Darum müſſe ſie die neuen Aufgaben ins Auge
faſſen, um ſie zu meiſtern. Dann werde ſie ihre Hauptauf
gabe erfüllen können, alles, was friedlichen Beſtrebungen
nachgeht, zu unterſtützen und ausgleichend und verſöhnend
nach innen zu wirken. Zwei Worte umfaßten ihre Auf
gaben: Völkerfrieden und ſoziale Gerechtigkeit! Mit herz
lichen Worten dankte Frau Schneider den Rednerinnen.
Die rege Teilnahme an den Vorträgen und der lebhafte
Beifall geigten, daß die D. D. P. auf richtigem Wege geht,
wenn ſie ſolche Abende veranſtaltet. Es iſt nur zu wün
ſſchen, daß ſie regelmäßig ſtattfinden.

Schmiedeberg. Das Blatt der Völkiſchen Freiheits
partei, „Deutſches Tageblatt“, bringt in ſeiner Nr. 272
ſcharfe Angriffe gegen den Bürgermeiſter Kelle in
Form einer Anfrage des völkiſchen Abgeordneten Wulle
im Preußiſchen Landtag. Mit derſelben Angelegenheit
beſchäftigte ſich auch eine kürzlich in Schmiedeberg abge
haltene öffentliche Einwohnerverſammlung, die als Er

gebnis eine Entſchließung faßte, in der die Abberufung
des Bürgermeiſters gefordert und eine aus allen Schich
ten der Einwohnerſchaft beſtehende Kommiſſion gewählt
wurde. Dieſe Kommiſſion ſoll die Forderung beim Mi
niſterium vertreten und begründen.

Selbſtverſtändlich iſt zunächſt eine Klärung in dieſer
Sache abzuwarten. Wogegen wir uns aber ſchon heute
wenden müſſen, iſt die öffentlich aufgeſtellte Behauptung,
Bürgermeiſter Kelle gehöre der Demokratiſchen Partei
an. Das iſt nücht der Fall. Wir erklären viel
mehr mit aller Beſtimmtheit, daß Bürgermeiſter Kelle
weder Mitglied der Demokratiſchen Partei iſt, noch in är
gend welchen Beziehungen zu der Organiſation der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei im Reg.Bez. Merſeburg ſteht.

Sangerhauſen. Zuſammenkunft der Parteifreunde
wenn 1. Freitag im Monat. Eingeführte Gäſte ſtets will
kommen.

Torgau. Zuſammenkunft der Parteifreunde jeden
Dienstag im „Goldenen Anker“. Eingeführte Gäſte will
kommen.

Delitzſch. Ortsgruppe der D. D. P. Dienstag, den
29. November, abends 8 Uhr in der Linde Verſammlung.
Das Referat über die politiſche Lage hält Herr Dorn
b lüth.

Büchertiſch.
Die wirtſchaftlichen Kräfte der Welt.

Herausgegeben von der Dresdner Bank, Berlän.
Geht man den Arxſachen der deutſchen Wirtſchaftsnot

nach, ſo findet man neben den Deutſchland allein belaſten
den Faktoren auch eine Reihe ſolcher, die alle europäiſchen

Länder mehr oder weniger gleichmäßig betreffen. Es
nicht zu verkennen, daß die Kriegs und Nachkriegsepoc
guch gerade zwiſchen den einzelnen Erdteilen ſtarke Kräft
verſchiebungen gebracht hat, die den früheren europäiſche
Abſahradius verkleinern und ſich um ſo ſtärker auswirk
müſſen, als die Produktionsbapagität urſprünglich
Kriegszwecke, dann im Umſtellungswege für Frieden
zwecke gedacht bedeutend ausgebaut wurde. Den hi
wirkenden Kräften nachzugehen, ihre Wirkungen auf d
Struktur der Welt wirtſchaft im Einzelnen aufzudecken un
in ihrem bisherigen, ſowie künftig möglichen Ablauf
verfolgen, gab der Dresdner Bank Anlaß zu einer ſtaf
ſtiſchen Ausarbeitung über die

„Wirtſchaftlichen Kräfte der Welt,
die dieſer Tage in Buchform einer weiteren Oeffentlichke
zugängig gemacht werden ſoll. Jn der Schrift iſt ei
Fülle von Material unter Hervorhebung der großen G
ſichtspunkte des heutigen wirtſchaftlichen Geſchehens ve
arbeitet worden. So entſteht ein klarer Ueberblick üb
die tatſächliche Entwicklung der Dinge und die für die
kunft gegebenen Möglichkeiten. Ein wertvolles Handbu
auch für die Praxis iſt damit geſchaffen

Naumann-Kalender 1928.

Der Naumann-Kalender für das Jahr 1928 iſt e
ſchienen. Wieder im bekannten gediegenen Gewand m
ausgezeichnetem Jnhalt.

Wie vor 70 Jahren, im denk würdigen Jahre 184
wie ſpäter die verſtorbenen Führer Friedrich Nauman
und Wilhelm Ohr, ſo tveten heute die demokratiſche
Führer Erich Koch, Erkelenz, Gertrud Bäumer und vie
andere für die alten deutſchen Jdeale ein, alle Deutſche
für das Wahljahr 1928 zu gemeinſamer Arbeit aufrufen

Der Kallender hat in dieſem Jahr als beſonderen Vo
vunz(pvagoge aus bangszvvgl ung jwuo n usgel an 6
für Frauen mit hervorragend guten Zeichnungen. Au
ſonſt iſt er noch reicher ausgeſtattet als in den frühere
Jahren. Sein ſorgſam gewählter Jnhalt macht ihn au
beſonders geeignet für die Werbung einer ſtagtsbürge
lichen Mitarbeit unter den Jugendlichen.

Der ſchöne Kalender ſollte auf dem Tiſch keines D
mokraten fehlen; ſein Preis beträgt nur Mark 0,60 p
Stück. Beſtellungen ſind an die Reichsgeſchäfte
ſtelle der Deutſchen Demokratiſchen Paar
tei, Berlin SW 11, Bernburger Straße 18,
richten. Die Parteifreunde in Halle können den Naumann
Kalender durch die Parteigeſchäftsſtelle in Halle, Gro
Brauhausſtraße 30, beziehen.

Ein neues Buch von Gertrud Bäumer.
Jn den nächſten Tagen erſcheint im Verlag F. A. Herbi

Berlin W 35 von Gertrud Bäumer, der Führerin der Fraue
bewegung, ein neues Buch: „Die Frauengeſtalt der deutſche
Frühe“. Es iſt der Sinn dieſes Buches, die Frauengeſtalte
der hohen Zeit des Mittelalters, wie ſie ſich vor allem in de
Geſtalten der Naumburger und Bamberger Meiſter finden, de
Beſchauer näherzubringen.

t

Für die Schriftleitung verantwortlich J. Dornblüth, Halle a
Druck und Verlag: Hugo Alpers, Delitzſch.
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